Die Zukunft der AHV

Die Bürgerlichen malen den Teufel an die Wand und lassen Horrorszenarien für die finanzielle Zukunft der AHV erstellen. Doch spielt die oft genannte demografische Entwicklung keine Rolle, sondern alleine die Frage, wer wie viel vom Kuchen kriegt.

Es ist immer das gleiche Spielchen, wenn es um den Leistungsabbau bei einer Sozialversicherung geht. Die Bürgerlichen beauftragen hoch bezahlte WirtschaftsexpertInnen, um in die Zukunft zu gucken. So geschehen auch bei der AHV. Diese ExpertInnen zeigen mit Statistiken und Graphiken auf, wie die finanzielle Situation der AHV im Jahr 2040 aussieht. Schenkt man diesen Experten Glaube, kommt es bei der AHV zu einer finanziellen Katastrophe in Form eines Schuldenbergs in Milliardenhöhe. Die Bürgerlichen bedanken sich dann brav bei den WirtschaftsexpertInnen für die gute Arbeit und beginnen den Teufel an die Wand zu malen. 

Sie behaupten, dass ohne Leistungsabbau die zukünftige Finanzierung der Sozialversicherung nicht gesichert ist. Doch wer weiss was in 30 Jahren wirklich ist? Hätte der vorwärts im Jahr 1980 behauptet, dass im September 2010 der Deutsche Aussenminister ein Homosexueller ist und er seinen Lebenspartner öffentlich heiratet, hätten die meisten einfach nur gelacht. Doch genau so ist es gekommen – und dafür ist Westerwelle und seinem Partner zu danken! Was gestern undenkbar war, kann übermorgen Realität sein. Damit ist auch gesagt, dass die Prognosen für die Zukunft mit grosser Vorsicht zu geniessen sind. 

Wer reicht ist bleibt reich

Doch trotzdem zurück in die Zukunft und zu den finanziellen Horrorszenarien für die AHV. Die Bürgerlichen verweisen dabei immer auf die demographische Entwicklung. Es stimmt, dass die Menschen immer älter werden. Doch was hat dies mit dem Recht auf eine existenzsichernde Rente zu tun? Nichts! Oder sollen die RentnerInnen dafür bestraft werden, weil der Fortschritt zu einer höheren Lebenserwartung führt? Die Verfassung gibt allen Menschen in der Schweiz das Recht, die höhere Lebenserwartung und den Ruhestand würdig geniessen zu können – und nicht nur jenen, die über das nötige Kleingeld verfügen. Würdig bedeutet, dass im Minimum am gesellschaftlichen und kulturellen Leben teilgenommen werden kann – und nicht der tägliche, nackte Überlebenskampf am Rande der Armut. Heute beträgt die maximale AHV-Rente 2280 Franken im Monat. Der klare Verfassungsauftrag kann daher kaum durch weitere Abbaumassnahmen der AHV-Leistungen erreicht werden. 

Zugegeben: Die Finanzierung der AHV ist komplex. Sie hängt mit verschiedenen anderen Aspekten zusammen. Zum Beispiel mit der finanziellen Lage der Invalidenversicherung (IV). Dazu hat Bundesrat Burkhalter bereits angekündigt, dass die IV-Finanzen für die AHV saniert werden müssen und dabei Abstriche bei den Leistungen nicht zu vermeiden seien. Die Finanzen der AHV hängen weiter mit der Unternehmenssteuerreform II zusammen. Diese führt eine Teilbesteuerung der Dividenden ein. Gleichzeitig bleibt aber die Steuerfreiheit der Veräusserungsgewinne bestehen. So muss der Bundesrat in seiner Botschaft zur 11. AHV-Revision zugeben: «Die Teilbesteuerung wird dazu führen, dass vermehrt nicht beitragspflichtige Dividenden statt beitragspflichtige Löhne ausbezahlt werden. Für die Sozialversicherungen wird dies mit entsprechenden, in ihrer Höhe nicht abschätzbaren Einnahmeausfällen verbunden sein». Was und wem nützt eine Teilbesteuerung der Dividenden, wenn sie locker umgangen werden kann? 

Das Verteilen der Krümel

Die Frage nach der Höhe einer garantierten, staatlichen Rente ist die Frage nach der Verteilung des gesellschaftlich erzeugten Reichtums. Wer bekommt wie viel vom Kuchen? Es ist die grundsätzliche Frage, die direkt zu einer weiteren Frage führt, die sich beim Sozialabbau immer wieder stellt: In was für eine Gesellschaft wollen wir leben? In einer, in der viele RentnerInnen am Hungertuch nagen müssen, aber dafür die Manager nicht beitragspflichtige Dividenden ausbezahlt bekommen, um weniger AHV-Beiträge zu leisten? Die Zukunft der AHV hängt stark davon ab, ob die Linke diese Grundsatzfragen wieder in die breite, politische Diskussion einbringen kann. Schafft sie es nicht, kann sie in absehbarer Zukunft noch mitbestimmen, wie die Krümel des Kuchens verteilt werden. Und auch dies nur vielleicht!

